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Die Gemeindeversammlung der Gemeinde Feusisberg, gestützt auf § 15 des 
kantonalen Planungs- und Baugesetzes vom 14. Mai 1987,  
 
beschliesst: 

 
R E G L E M E N T   Z U M   E R S C H L I E S S U N G S P L A N 

 
 

I. ALLGEMEINE  BESTIMMUNGEN 
 
 

Art. 1 
 
Planungsmittel 1 Bestandteile der Erschliessungsplanung sind ein Reglement und drei Er-

schliessungspläne für die Dorfteile Feusisberg, Schindellegi und                 
Biberbrugg im Massstab 1 : 2500. 

 
2 Die Erschliessungspläne bilden integrierender Bestandteil des Erschlies-
sungsplanreglementes. 

    
 

Art. 2 

 
Zweck Das Reglement bezweckt : 

a) die Sicherstellung der Groberschliessung von Bauzonen durch die Ge-  
meinde; 

b) die Etappierung der Groberschliessung anhand eines Ausbauprogram-
mes; 

c) die Festsetzung des Kostenanteils für die Gemeinde an den einzelnen 
Verkehrsanlagen. 

 
 

Art. 3 
 
Geltungsbereich 1 Das Reglement gilt für die Groberschliessung der jeweiligen Bauzone ge-

mäss Zonenplan. 
 
 2 Das Reglement findet Anwendung bei: 

a) der Groberschliessung von Bauzonen gemäss Zonenplan; 
b) Erschliessungsmassnahmen von Privaten im Sinne von § 39 PBG nach 

Weisung und unter Aufsicht der Gemeinde; 
c) der Aufteilung von Erstellungskosten der Verkehrsanlagen für die Grob-

erschliessung.    
 
 
                         Art. 4 
 
Inhalt   1 Das Reglement legt verbindlich fest (verbindlicher Planinhalt): 

a) die Anlagen der Groberschliessung (Verkehrsanlagen, Wasser- und       
Energieversorgung und Abwasserbeseitigung); 

b) die Ausbauetappen; 
c) den Kostenanteil der Gemeinde an die Erstellung und den Ausbau von 

Verkehrsanlagen. 
 

2 Der Erschliessungsplan orientiert über die Basiserschliessung von Ver-
kehrsanlagen und weiteren Punkten nach Bedarf (orientierender Planinhalt).  



 

  
   Art. 5 
 
Definition              1 Die Basiserschliessung umfasst übergeordnete Bauten und Erschlies-

sungsanlagen (Verkehrsanlagen, Wasser- und Energieversorgung und Ab-
wasserbeseitigung). Für Erstellung und Unterhalt sind Kanton und Gemeinde 
resp. das betreffende Versorgungswerk zuständig.     

 
2 Die Groberschliessung besteht in der Ausstattung des Baugebietes mit den 
Hauptsträngen der Strassen-, Wasser-, Energie- und Abwasseranlagen. Die  
Groberschliessung wird durch die Gemeinde resp. das betreffende Versor-
gungswerk durchgeführt und in der Regel mit Kostenbeteiligung von Privaten 
nach den massgebenden Reglementen und Erlassen finanziert. 
 
3 Die Feinerschliessung verbindet die einzelnen Grundstücke mit der Grober-
schliessung. Die Feinerschliessung obliegt den Grundeigentümern, soweit  
nach den einschlägigen Gemeinde- bzw. Versorgungswerkreglementen nicht 
etwas anders vorgesehen ist. 
 
 
 
II. GROBERSCHLIESSUNGSANLAGEN DER  

BAUZONEN 
 
 

                         Art. 6 
 
Rechtswirkung 1 Alle im Erschliessungsplan dargestellten Anlagen der Groberschliessung 

sind Erschliessungsanlagen im Sinne von Art. 19 RPG und § 38 PBG. 
 
2 Im Erschliessungsplan sind die ungefähren Linienführungen der geplanten 
Groberschliessungsanlagen eingetragen. Sie gelten als generelle Festle-
gung. Die detaillierte Festlegung der Linienführung erfolgt im Projektgeneh-
migungsverfahren. 
 
 
Art. 7 
 

Groberschlies-            1 Groberschliessungsstrassen werden mit der entsprechenden Signatur im 
sungsstrassen Erschliessungsplan dargestellt. Gleicherweise werden sanierungsbedürftige 

Groberschliessungsstrassen dargestellt, wenn für sie kein wesentlicher Aus-
bau vorgesehen ist. 

 
 2 Die Gemeinde kann bestehende Strassen mit Groberschliessungscharakter 

auf Gesuch der Grundeigentümer kostenlos ins Eigentum übernehmen, 
wenn die Strasse die Kriterien einer Groberschliessungsanlage erfüllt.  
 
3 Geplante Groberschliessungsstrassen sind mit ihrer generellen Linienfüh-
rung im Erschliessungsplan dargestellt.  
 
4 Geplante Groberschliessungsanlagen werden durch die Gemeinde – mit 
Beiträgen von Privaten – nach Etappenplan und Ausbauprogramm erstellt. 
 
 
 
 
 



 

Art. 8 
 

Energieversorgung 1 Im Erschliessungsplan sind die bestehenden und geplanten Groberschlies-  
sungsanlagen der Elektrizitäts- und Gasversorgung dargestellt. 
 
2 Die Erstellung der geplanten Groberschliessung mit Energie obliegt dem 
Elektrizitätswerk Schindellegi (EWS) und dem Elektrizitätswerk Höfe (EWH) 
oder einem konzessionierten Versorgungswerk. 
 
3 Für die Finanzierung massgebend ist das jeweils rechtskräftige “Reglement 
über die Abgabe von Energie“ der betreffenden konzessionierten Vertrags-
partner. 
 
 
Art. 9 
 

Wasserversorgung 1 Im Erschliessungsplan sind die bestehenden und geplanten Groberschlies-    
   sungsanlagen der Wasserversorgung bezeichnet.  
 
   2 Die Erstellung der geplanten Groberschliessung mit Wasser obliegt der  
   Korporation Wollerau und der Korporation Pfäffikon. 
 

3 Mit der Korporation Wollerau und der Korporation Pfäffikon bestehen Kon-
zessionsverträge. 
 
4 Die Groberschliessung wird aus den Beträgen und Gebühren gemäss den 
jeweils gültigen Wasserversorgungsreglementen der Korporation Wollerau 
und der Korporation Pfäffikon finanziert. 
 
 
Art. 10 
 

Abwasserbeseitigung 1 Als bestehende Anlagen der Abwasserbeseitigung sind die genehmigten  
   GEP-Anlagen bezeichnet. Sanierungsbedürftige bestehende Leitungen  
 ohne wesentliche Kalibererweiterung sind ebenfalls als bestehende Anlagen 

bezeichnet. 
 

2 Als geplante Anlagen der Abwasserbeseitigung sind Leitungen und Anla-
gen bezeichnet, die neue bzw. noch unerschlossene Bauzonen erschliessen. 
 
3 Die Finanzierung erfolgt nach dem jeweils rechtskräftigen “Kanalisations-
Reglement der Gemeinde Feusisberg“. 
 
 
Art. 11 
 

Abweichungen Der Gemeinderat ist – unter Vorbehalt der regierungsrätlichen Genehmigung 
der Linienführung - befugt, unzweckmässig verlaufende Linienführungen von Strassen und         
     Leitungen zu korrigieren. Die durch solche Änderungen Betroffenen sind      
   vorgängig anzuhören. Sie können die Änderung nach § 26 Abs. 2 PBG an-
   fechten. 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
   Art. 12 
 
Ausbauprogramm Das Ausbauprogramm für Verkehrsanlagen wird wie folgt festgelegt: 
 

1. Etappe (2002 – 2009): 
 

• Rahmensbüelstrasse 
• Wiesenstrasse (Ost) 
• Stutzstrasse (ab Etzelstrasse bis Abzweigung Stutzhaldenstrasse) 
• Sägereistrasse 
• Schweigwiesstrasse 

 
 

2. Etappe (2007 – 2015) 
 

• Schulhausstrasse Feusisberg 
• Amselweg 

 
 

 
Art. 13 
 

Kostenanteil der 1 Die Gemeinde legt ihren Kostenanteil für den Neu- bzw. Ausbau von  
Gemeinde an           Verkehrsanlagen wie folgt fest: 
Verkehrsanlagen 

• Rahmensbüelstrasse    10 % 
• Wiesenstrasse (Ost)    10 % 
• Stutzstrasse bis Abzweigung Stutzhalden-    

strasse                                                 10 % 
• Sägereistrasse    10 % 
• Schweigwiesstrasse bis Ende Bauzone 10 %    

        
2 Dem Gemeinderat wird dafür ein Verpflichtungskredit gemäss Anhang ein-
geräumt. 

 
 
 

III. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
 
 

Art. 14 
 
Dieses Reglement bedarf der Annahme durch die Stimmberechtigten und 
der Genehmigung durch den Regierungsrat. Der Gemeinderat bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
 
 
Angenommen an der Urnenabstimmung vom 25. September 2005 

                                                                                                                                  
   
 
 
 
 
 



 

 
GEMEINDERAT  FEUSISBERG 

 
Die Gemeindepräsidentin:       Der Gemeindeschreiber 
 
      M. Schuler                                                                                                      W. Müller 
 
 
.......................................       ........................................ 
 
 

Genehmigt vom Regierungsrat mit Beschluss Nr. 
 

vom ...................................... 
 
 

REGIERUNGSRAT DES KANTONS SCHWYZ 
 
 

Der Landammann:        Der Staatsschreiber: 
 
 
...............................        .................................. 
 
 
 
Datum des Inkrafttretens: ................................................... 
 
 
 
  


